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Privatschulen gibt 1Ur dort, echte Freiheiten des Bürgers, e>

WIFL.  e icht TD  — nominelle Demokratie gibt

DIE UNTERDRUÜUCKUN:'! DER PRIVATSCHULEN DER DDR
In dem VO  e der SowJ]etunıion besetzten Teile Deuts  ands erließ
August 1945 die Milıtärverwaltung ihren Befehl Nr 4() Darın el. Dıie
zuständiıgen euts:  en enorden (sie werden bis AA Bürgermeister her-
a b alle aufgezählt) ‚haben alle Privatschulen 10 Landes-, Provinzlal-,
relS-, Bezirks- bzw Stadtschulen verwandeln un S1e der Zuständig-
e1it der territorlilalen un: okalen enorden übergeben; die Eröffnung
jeglicher allgemeıiınbi  enden oder Tfachlichen Privatschulen WIrd VeTlr-
boten“. enı spater, 18 Oktober 1945 erließen d1ie KPD U der ihr
gleichgeschaltete 'Te1il der SPD In der Ostzone einen Auf{iruf ZA0 06 „demokra-
tischen Schulreform  “ In diesem Auf{fruf ist die ede VO  ®) den „ersten
Grundsteinen“, die „ u dem großen Gebäude der demokratischen Erneue-
rung des deutschen chulwesens gelegt werden“ müuüßlten. ahernın sol1l
das Gebäude des chulwesens aut acht Grundsteinen aufgebaut werden.
Als Grundstein g1ilt folgender Leltsatz „Der Unterricht ist Aufgabe des

chulwesens Darum annn irgendwelchen (zemeln-
chaften oder Privatpersonen die Einrichtung VO  ; Privatschulen, die den

der allgemeinbildenden Schulen (Volks-, ittel-, höheren Schulen)
vermıitteln, nıcht zugestanden werden  e In Konsequenz dieser Leitsätze
wurde 1m ATt 38 der Verfiassung der DDR AUS dem Te 1949 das Staats-
monopol für den Schulbereic ohne alle mschweife verankert: „Privat-
Schulen, als Ersatz für Ofifentliche Schulen sind unzulässig“. In der über-
arbeiteten „SOzlaliıstischen Verfassung“ (Präambel) AaUuSs dem Jahre 1968
brauchen Privatschulen nicht mehr erwähnt werden S1e hatten
bestehen aufgehört. Im Art 29 der Verfassung el. „Das e1ın-
heitliche sozlalistische Bildungssystem gewährleiste jedem Bürger kon-
tinuierliche sozlalistische Erziehung, Bildung un! Weiterbildung  “
Aus kommunistisch-sozialistischer 1C. g1iLt die Privats  ule als ıne
Schule der Kapitalisten; NUur S1e en einer herausgehobenen Kr-
ziehung ihrer Kinder willen eın Interesse dieser chule, TD S1e können
S1e für ihre Kiınder finanzieren. Da e5 H aber 1mM sozlalistischen „Ar-
beiter- und Bauernstaat“ keine privilegierte Klassen mehr g1bt, ann e5s
Lür alle Jugendlichen D: noch die gleiche Staatsschule geben Das es
hört sıch ZWaar sehr sozlal d} aber diese Art VO  3 Sozlalısmus nımm der
Entscheidung der Eltern {Ur die Schulbi  ung ihrer Kınder egli  en plel-
Iaum der Freiheit. Das chulmonopol des Staates edeute Totalitarısmus,



edeute Un{ireiheit des Staatsbürgers. Daß auch gerade „Arbeitern un!:!
Bauern“ daran gelegen Se1N könnte, nıcht Aaus kapitalistischen, ohl aber
aus weltanschaulichen Gründen, A US iıhrer christlichen Überzeugung
heraus, ihre Kinder ın christlichen Schulen, z. B 1ın Ordensschulen, ausSs-

bilden lassen, dari einfach nıcht wahr eın. Wahr darf auch nıcht se1n,
daß clie christlichen Internatsschulen einen hervorragenden Belirag Z

Förderung soz1lal schwächer gestellter Bevölkerungsgruppen elisten kOn-
NCI), weil Ordensschulen un Ordensinternate 1l1el wirtschaftlicher als
vergleichbare Staatseinrıchtungen arbelten können.

PRIVATSCHULEN DER BRD NUR ERSATZSCHULEN?

Wenden WI1T uns T  ; der rechtlichen un der Privatschulen ın der
BRD Das Grundgesetz der BRD AdUuS dem TEe 1949 ist mehr UuSs THNel=
heitlichem denn AaUus obrigkeitsstaatlichem Denken erwachsen. Die Dik-
Y G Hitlers stand den atern des Grundgesetzes als abschreckendes Hel-
sple. VOT Aus dem KRıngen verschiedener weltanschaulicher un
politischer Grundaufifassungen hat sich das Grun  esetzZz un datrın ıst

eın Dokument echter Demokratie herauskristallisiert. Allerdings ist
der Geist einer freiheitlichen Demokratie 1ın den Formulierungen, die das
chulwesen betreiffen, weniger stark ausgeprägt als eiwa 11 Bereıch des
Rechtes un der Presse Im Art des Grundgesetzes el. „Das Re=
Ssamte chulwesen steht untier der Auf{fsicht des Staates“ Absatz DE ferner:
„Das eC Z Errichtung VO privaten Schulen wiıird gewährleistet. Pri-
aftfe Schulen als Ersatz f{Ur OIiiIientilıche Schulen edurien der Genehm1i-
Sung des Staates un unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung
1st erteilen, wenn die privaten Schulen 1ın ihren Lehrziıelen un Einrich-
tungen SOWI1eEe 1n der wissenscha{itlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte icht
hinter den öffentlı  en Schulen zurückstehen und eine Sonderung der
Schüler ach Besitzverhältniıssen der KEiltern nıcht gefördert WIrd. DIie (je-
nehmigun ist 9WenNnnNn die wirts  aitliche un rechtlicheun
der Lehrkräite nicht genügen es1  erT: ST

So eriIreulich 1st, daß die Möglichkeit der Errichtung privater Schulen
1M Grun  esetz verankert SE nachdenklı muß doch einen demo-
TAalisCc! enkenden Staatsbürger machen, daß die prıvaten Schulen e1iNn-=-
fach als „Krsatz für oIiientilıche Sch' deklariert werden. AErSsatze: das
mMag 1mM streng ]uristischen prachgebrauch als eın wertireier Begri{ff gel-
ten; aber eben dies ist der Begri{ff „Ersatz“ heute weniger denn Je 1M ll
gemein ıchen prachgebrauch. Sa tZzı: das klıngt nach ückenbüßer,
Notbehelf£, Übergangslösung, ach minderer ualıta „Ersatz“; das ist ın
dem wichtigstien Gesetzestext der BRD für die prıvaten Schulen, Wenn

nıcht eine DÖöse, doch eine ungerechte Etikettierung Der heute juristisch
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übliche Termıinus „KErsatzschule“ muß fallen Wie grotesk der Begri{ff
„Ersatzschule“ 1st, wI1rd einem klar, WEeNnNn INa  5 katholische un: evangell-
sche Kindergärten, Krankenhäuser oder Altersheime qgls „KErsatzkınder-
gärten”, „Ersatzkrankenhäuser“, „KErsatzaltersheime“ ]Juristisch testschrel-
ben wuürde. Kln Beılispiel AaUuUsSs dem Bereich des Rechtes auf Krilegsdienstver-
weigerung verdeutlicht besonders gre W1e elaste das Wort „Krsatz“
uUNSeTer Sprache heute ist Dem Bundestag 1ın Bonn leg inzwıschen die
drıtte Novelle ZU Ersatzdlenstgesetz fuür Milıtärdienstverweigerer VO  H3

Diese Novelle sieht VOFT,; daß künitig der „Ersatzdienst“, UE den Anschein
verbaler Diskriminierung ermelıden  66 (SO Gillessen I Leitartike
der WHAZ VO 1970) „Zuvildiıenst“ heißen WIrd.
Was für Cd1e Miliıtärdienstverweigerer 1 IN  C aut „Wehrgerechtigkeit“
und Gewissensanspruch recht 1st, das muß TÜr die Träger, Lehrer un
Schüler sogenannter „Ersatzschulen“ Dıllıg S@e1IN. och einmal ordere ich
der Terminus „Ersatzschule“ muß fallen
Hınter der Deklarıerun ‚Ersatzschule“ verbirg siıch, dieser 1INATUC
drängt sıich auf, eın obrıgkeilitsstaatliches Denken, das die Bereiche der
Schu  ung IM Ern als e1n Staatsmonopol beansprucht. EKın solches
Denken ZEeU nicht VO (eist einer Treiheitlichen Demokratıie. Der Be-
STl „Ersatzschule“ ist auch einfach darum ungerecht, we1ll sich die nach-
prüfbaren Leıistungen deutscher Privatschulen un das gılt uneinge-
schränkt auch für die Ordensschulen VOTLT den Leistungen der Offent-
ichen Schulen nıcht verstecken brauchen.
ber auch der Begrif£f „Offentliche chule“ ist problematisch; denn die
„prıvate“ Schule r{iullt auch eine OIIentilıche Au{fgabe TUr eınen er

Gesellschaf Ich moOchte auch nıcht verschweigen, daß der Begri£ff
„Pprıvate“ chule nicht Sanz glücklich ist Der Begriff „Privatschule“ ist
VO  ® der Vergangenheit her belastet als eine exklusive Bildungsstätte für
ne und Töchter der höheren Gesellschaitsschicht, also eiwa des els
und der Geldaristokratie Jeder Sachkenner weılß, daß dies heute auftf die
deutschen Privatschulen 1ın dieser Weise nıcht mehr ZU RI sıcher trıiit

nıcht quTi die deutschen Ordensschulen Das Gegenteil gilt Ordens-
chulen un Ordensinternate S1ind emı1inent sozlale Kınrichtungen.
Im irchlichen Raum, un: nıicht NUu  — hier, spricht mna  — darum heute immer
mehr STa VO  5 „Ersatzschulen“ un „Privatschulen“ VO  5 „Freien Schulen
Daran mMag e1Nn Befürworter staatlıcher Schulen Anstoß nehmen; wird

WI1e mM1r scheint mıit eC| fordern, dem Leiter, den Lehrern un
Schülern staatlıchen Schulen MUSSe der gleiche Spielraum der Freiheit
WI1e denen „Mrsatzschulen“ zugestanden werden. Gut so! ber dann
sollte eın olcher Befürworter alrerweise auch aiur eintreten, daß der
Gesetzgeber 1m Privatschulrecht STa VO  } „Ersatzschulen“ weni1gstens VO.  5
„Privatschulen“ oder VO „SCcChulen 1ın f{relier Trägerschafit Spricht
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Meine Kritik der heute ın der BRD geltenden Sprachregelung ın der
Bezeichnung öffentl:ı:  er un privater Schulen 1äßt sich VO  -} der PKKr
uNnseTrel modernen Gesells  ait her noch tiefer begründen. Wır Christen
mMUussen zugeben, da sich der oderne Staat, 1ın diesem Fall die BRD,
nıcht mehr a1Ss selbstverständlicher Repräasentan einer christlich geschlos-

Gesellschaft interpretieren ! Das ist S das en WITL —

spektieren. nNnser aa nn sıch nıcht anders enn als Repräasentant elner
weltanschaul:i pluralıstischen Gesells  ait verstehen. Weıil dem ist,
muß den verschiedenen weltanschaulichen Gruppen der Bevölkerung

nıcht NUur der christlichen das ursprüngliche eC| einräumen, daß
diese Gruppen als 'Teil des Staatsvolkes Schulen ihrer Wahl errichten
koöonnen Wohlgemerkt, das ist e1ın ursprüngliches ec un dieses Recht
darf icht einer gleichsam gönnerhaft zugestandenen Ersatzlösung a-
qualifiziert werden.
Die Schulen, die auf der freien Wahl der Eiltern beruhen, nehmen die glel-
chen ufgaben W1e staatliıche und kommunale Schulen wahr. Überdies
zahlen Eltern, die iıhre Kinder 1n eine Schule ihrer Wahl schicken,
eıcher Weise Steuern W1e die Eltern, die ihre Kinder staatliche oder
kommunale Schulen besuchen lassen. araus erg1ibt sıch, daß die Schulen
1ın Ireler Trägers  aft ebenso Anspruch auf Mittel der öffentli  en and
en W1e die öffentlichen Schulen Sicher g1ibt eiınen Spielraum {Uur
eine demokratische Meinungsbildung un! Ents  eldung, W1e hoch die S
nanzlellen Mittel sSeın sollen, die „Freien Schulen“ gewähren S1Nd. ber
dieser Splelraum ist dort egrenzt, eıner „Freıen Sch' nIolge
Tehlender oder unzureichender staatlicher Zuschüsse unmo g._
macht wird, ihren Bildungsau{ftrag ın angemMeSSCHECT Weise eriIiullen
Zum anderen g1ilt Staatsbürger, die fUr ihre Kinder Schulen eigener Wahl
wünschen, ebenso Institutionen (z. B evangelische Landeskirchen, 0-
lısche Biıstumer oder Ordensgemeins  aften), die aus ihrem weltanschau-
ichen, 1er religiösen, Selbstverständnis heraus eigene Schulen untfier-

halten, mMUusSsen bereit se1n, für diese Schulen auch pfier bringen; aber
das mMUussen zumutbare pier bleiben Im anderen Fall macht sich der
Gesetzgeber eınes Unrechts schuldig.
Der Bundesvorsitzende der Jungsozlalisten Karsten Voı erklarie ın
einem Gespräch mıiıt der Wochenzeits  rift R (Ausgabe VO

1970 „Ich glaube, daß die katholische Kirche niıcht beanspruchen kann,
daß iıhr eigenes Schulwesen aus allgemeinen, also auch VO  5 icht-Christen
aufgebrachten Steuergeldern finanzlert wird. Das gilt 1mM Grundsatz auch
für die Erwachsenenbildung un für die sozlalen irchlichen Institutionen.“
Diese Meinung VOIn o1g ist nicht Theorie einer extirem aa

ist bereits Wir  elit Esstehenden Minderheit, diese Meınung
klingt unglaublich, un: do  <} ist wahr, gibt StTaatlı g_
nehm1  e Privatschulen ın der BRD, z. B das Kreuzburggymnasıum
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der Franziskaner ın Großkrotzenburg an Hessen), die bisher VO

dem betreifenden Bundesland, obwohl S1e junge Menschen dieses
Landes AI exierne Schüler unterrichten, keinerle1 finanzılielle Unterstüt-
zung erhalten Das ist undemokratisch; 1er mussen die verantwortlichen
Politiker umdenken lernen. Selbstverständlich MU. es dem Staat unbe-
NOMMMEIN bleiben, daß eine Schulau{fsicht ber Schulen 1ın Treler Irager-
schaft ausubt. Freiheit dar{i ıcht ın Willkür ausartiten Der aa hat
icht 1ULI zahlen, hat auch das eCc un! die Pflicht kontrolliıeren,
sSe1l die Verwendun der XC aa gegebenen Gelder, Se1 eS das Liel-

stungsn1ıveau des Unterrichts. Eınen wındstiıllen inkel, einen Schonraum
soll IUr Privatschulen nıicht geben Gleichberechtigung zwischen Sog
öffentli:  en un! privaten Schulen tut nOTt Fın Tfalirer Wettkamp{ 1mM Bıiıl-

dungsangebot zwischen Staats- un Privats  ule wIird jeder der beiden
Schulen zugute kommen.

111 EIN WORT FÜR MEHR OCH FÜR ORGEN

In der Zukunit wird sich dieses erweısen Die Privatschule wird einem
Prü{fstein der freiheitlichen Gesinnung un der demokratischen Haltung
uNnseres Staates un! der ih tragenden Parteien werden. Es wird notwen-

dig se1ln, die schulpolitischen Initiatıven un! Tendenzen der politischen
Parteien schar 1m 10 enalten Die reınel des Bürgers, sich uneln-
geschränkt {Uur Schulen eigener Wahl entscheiden können, erfordert
diese achsamkeit
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